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Einreicher: Oberbürgermeister
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Beratungsfolge:
Gremium Datum TOP Liste Art* Ergebnis

Gemeinderat 07.10.2021 3. A B
Art* I=Information V=Vorberatung A=Anhörung B=Beschlussfassung

Betreff:
Bürgerbegehren 

Beschlussvorschlag:

1. Der Gemeinderat beschließt das Bürgerbegehren Reaktivierung der Schifffahrt an Saale
und Unstrut , Antrag vom 23.08.2021, als unzulässig zu verwerfen.

2. Hilfsweise beschließt der Gemeinderat, den 19.12.2021 als Wahltag und Herrn Dr. Lars-
Peter Maier als Gemeindewahlleiter. 
Finanzielle Auswirkung:

nein ja, in folg. Höhe: 30.000 Euro

Deckungsvorschlag: Haushaltsplan  :

über-/außerplanmäßig

Buchungsstelle:
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Begründung:

Der Antrag auf ein Bürgerbegehren wurde am  23.08.2021, also fristgemäß gestellt. Es

wurden 2905 Unterschriften eingereicht. Nach Überprüfung ergaben sich 2209 gültige

Unterschriften. Die notwendige Stimmenanzahl wurde somit erreicht. Der Antrag liegt diesem

Antrag als Anlage 1 bei.

Das Bürgerbegehren wird ca. 30.000,00 Euro kosten.

Nach Überprüfung der Voraussetzungen eines Bürgerbegehrens geht die Verwaltung davon

aus, dass das Bürgerbegehren unzulässig ist. Dazu im Einzelnen:

1. Vorgeschichte

Die Saale-Unstrut-Schifffahrt ist ein Dauerthema im Gemeinderat und in den Ausschüssen.

a) In der Vergangenheit wurden mehrere Prozesse zwischen Herrn Schmidt und der Stadt

Naumburg geführt, die letztendlich zur Räumung des Grundstücks am Blütengrund führten.

Im letzten Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Halle, Aktenzeichen 2 A 240/10, führte das

Verwaltungsgericht aus, dass die bisherige Nutzung illegal war und nur noch bis zum

31.12.2016 geduldet werden könne.

Das Verwaltungsgericht schlug deshalb den Parteien einen Vergleich vor, dass das

Grundstück im Blütengrund spätestens bis zum 31.12.2016 geräumt wird.

Dieser Vergleich wurde sowohl von Herrn Schmidt, als auch von der Stadt angenommen. Die

Vereinbarung ist rechtskräftig, so dass feststeht, dass eine Revitalisierung der Saale-Unstrut-

Schifffahrt nach altem Muster  ausgeschlossen ist.

b) Trotzdem hat die Stadtverwaltung  einen neuen Pachtvertragsentwurf erarbeitet, der -

unter Beachtung aller rechtlichen Beschränkungen - einmal aufzeigen sollte, welche

Möglichkeiten bestehen.

c) Der Vertrag stellt kein Optimum dar. Dies ist bei den o.g. (baulichen) Beschränkungen

auch  nicht möglich. Der Vertrag sollte vielmehr als Arbeitsgrundlage dienen, um im

Gemeinderat zu diskutieren, ob und ggfs. welche Beschränkungen die Stadt zu tragen bereit

ist.
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d) Bereits in den Vorberatungen wurde der Vertrag überwiegend abgelehnt. Der Antrag wurde

schließlich in nichtöffentlicher Sitzung im Gemeinderat am 22.05.2021 abgelehnt.

e) Bereits im Vorfeld waren die Verhandlungen gescheitert, weil keine Einigung über die

Pacht erzielt wurde. Darüber sollte im Gemeinderat noch einmal beraten werden. Dazu kam

es aber nicht mehr, so dass der Vertrag gescheitert ist.

Zwischenzeitlich hat sich der ursprüngliche Vertragsentwurf erledigt, weil die Gierseilfähre

neu ausgeschrieben wurde. Ein wesentlicher Vertragsbestandteil kann - von Seiten der Stadt -

 nicht mehr erfüllt werden.

2. rechtliche Würdigung - Maßstab § 26 KVG als Anlage 2

Das Bürgerbegehren ist unzulässig.

a) Gegenstand eines Bürgerbegehrens können nach § 26 Abs. 2 Satz 1 KVG

Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises sein, die in der Entscheidungsbefugnis der

Stadt liegen.

Hier ist es aber so, dass die angestrebte Nutzung von der wasserrechtlichen bzw.

umweltrechtlichen Genehmigung des Burgenlandkreises abhängt. Gem. § 26 Abs. 2 Nr. 7

KVG (Anlage 1) sind Bürgerbegehren unzulässig, über die - wie hier - im Rahmen eines

wasserrechtlichen Zulassungsverfahrens zu entscheiden sind.

b) Der Antrag ist zu unbestimmt. Er verweist auf einen einvernehmlich ausgehandelten

Pachtvertrag , den es aber nicht gibt. Der Bürger kann nicht erkennen, über was er

abstimmt.

Ein Bürgerbegehren muss aber so bestimmt sein, dass der Bürger erkennen kann, für oder

gegen was er seine Stimme abgibt. Es muss dem Bürger also erkennbar sein, welchen

Inhalt die spätere, durch den Bürgerentscheid auszuführende Entscheidung haben wird (Bay

VGH, NVwZ-RR 2006, 209, Lübking/Beck, KVG-Komm., § 26, Rdnr. 9).

Dies ist bei dem Antrag aber nicht der Fall, da er nur auf einen Pachtvertrag  verweist. Die

wichtigsten Punkte des Pachtvertrages, wie Laufzeit, Pacht, Umfang, Auskranung, Schaffung

eines gastronomischen Wartebereichs werden nicht erwähnt. Ein Bürgerbegehren muss aber

eindeutig und klar formuliert sein, damit der demokratische Wille unverfälscht zum Ausdruck
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kommt (ständige Rechtsprechung, OVG Münster NVwZ-RR 2017,1027; OVG Koblenz NVwZ-

RR 2017,510; OVG Bautzen, LKV 1999,417).

Dies ist hier nicht der Fall.

c) Das Bürgerbegehren geht von falschen Voraussetzungen aus. Falsch ist, dass ein

einvernehmlich ausgehandelter Pachtvertrag  vorlag. Wie oben bereits ausgeführt, sollte

über einige (strittige) Punkte noch gesprochen werden. Dazu kam es aber nicht mehr, weil

der Antrag in der Gemeinderatssitzung abgelehnt wurde. Bis heute besteht ein Dissens über

die zu zahlende Pacht. Über die Pacht kann auch nicht im Wege eines Bürgerentscheids

abgestimmt werden.

d) Es kann auch kein Bürgerbegehren über die Rechtsverhältnisse eines ehrenamtlichen

Mitglieds des Gemeinderats durchgeführt werden, § 26 Satz 2 Nr. 2 KVG. Herr Schmidt ist

Gemeinderatsmitglied und gleichzeitig Alleingesellschafter und Geschäftsführer der S.U.S.

Saale-Unstrut-Schifffahrts GmbH. Der unbestimmte Rechtsbegriff Rechtsverhältnis  ist weit

auszulegen (§ 26 KVG-Komm, Beck-Online). Er umfasst alle Rechtsverhältnisse eines

Gemeinderatsmitglieds, so dass auch über einen Pachtvertrag mit Herrn Schmidt und seiner

Gesellschaft nicht im Wege des Bürgerbegehrens abgestimmt werden kann.

e) Angestrebt wird mit dem Bürgerbegehren eine Kassation des Gemeinderatsbeschlussses.

Dies ist aber nicht möglich. Nach Lübking/Beck, KVG-Komm, § 26 Rdnr. 3 ist bei Anwendung

des § 26 KVG zu beachten, dass die Entscheidungsbefugnis der Vertretung (des

Gemeinderates) im System der repräsentativen Demokratie den Vorrang hat (OVG Münster,

NVwZ RR 1999,140). Auch dies schließt es aus, den Gemeinderatsbeschluss durch ein

Bürgerbegehren zu kippen .

 

Armin Müller
Oberbürgermeister

Anlagen:

1. Antrag auf Bürgerentscheid
2. § 26 KVG LSA 


